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Aufnahmelager anderer Bundesländer, und die Begleitfahrten 
nach Harburg ins Erstaufnahmelager für diejenigen, die bleiben 
wollen. Hier sind AnsprechpartnerInnen, die erste Informati-
onen geben, Fragen beantworten, hier wird telefoniert – mit 
anderen Flüchtlingshilfegruppen in Flensburg, Kiel, Rostock, 
Schwerin und Lübeck, um zu erfahren, wie viele Flüchtlinge 
dort weiter betreut werden können, wie viele mit den jeweils 
nächsten Zügen kommen können. Hier werden Spenden ab-
gegeben, Vorbeikommende bedanken sich für das, was hier 
getan wird, und geben mal 10, 20 oder gar 50 Euro. Einige 
wollen auch Kleidung abgeben, werden aber an die Messehal-
len verwiesen, am Hauptbahnhof ist einfach zu wenig Platz, 
hier wird nur wenig und gezielt ausgesuchte Kleidung für die 
Durchreisenden gelagert. Und hier sind Helferinnen und Hel-
fer, die oft genug auch als Dolmetschende für die arabisch-, af-
ghanisch- und iranischsprechenden Flüchtlinge tätig werden, 
refugee helpers, ohne die nichts ginge. 200 sind es inzwischen, 
einige helfen ein paar Stunden in der Woche, andere jeden 
Tag, bis zur Erschöpfung. Es sind SchülerInnen, StudentInnen, 
Auszubildende, RentnerInnen, Arbeitslose und Erwerbstäti-
ge aus den unterschiedlichsten Berufsgruppen vom Monteur 
bis zum Friseur. Viele haben Migrationshintergrund oder wa-
ren vor kurzem noch selbst auf der Flucht, leben in Camps. 
Sie entwickeln hier großenteils enorme Fähigkeiten, arbeiten 
organisiert und strukturiert, bringen unglaubliches Potenzial 
mit, auch wenn der Ton manchmal rau ist und es vereinzelt 
zu Auseinandersetzungen kommt. Aber die Erfahrungen sind 
emotional auch belastend, man muss sich abgrenzen können, 
braucht viel Empathie, gleichwohl eine gesunde Distanz.

Die Helfenden holen die Flüchtlinge an den Zügen ab, hei-
ßen sie willkommen, bringen sie zum Info-Stand und zum Ver-
sorgungszelt. Sie schmieren rund um die Uhr Brote (1000 bis 
2000 pro Tag), kochen Tee, geben Wasser, Brote, Suppe, Ba-
nanen, Hygieneartikel aus – alles aus Spenden von Einzelper-
sonen, Bäckereien, Supermärkten oder der Gruppe Welcome 
soup/Spielhaus St. Georgs Kirchhof, die jeden Tag verlässlich 
Suppen frisch zubereitet, aber auch gespendete Suppen aus 
den umliegenden Hotels holt und zum Versorgungszelt bringt. 
Sie betreuen die Flüchtlinge im Zelt, spielen mit den Kindern, 
halten Zelt und Vorplatz sauber, kümmern sich um den Müll. 
Helfen, soweit sie können, bei behördlichen und Meldefra-
gen. Bringen die, die weiter nach Norden wollen, an die Züge, 
manchmal jede Stunde, begleiten ans richtige Gleis, suchen 
zwischen Ankunft und Abfahrt der Züge die ZugbegleiterInnen, 
die für den jeweiligen Zug verantwortlich sind, und sprechen 
mit ihnen. Ohne deren Einverständnis darf niemand einsteigen 
– die meisten Flüchtlinge haben keine Fahrkarten. Zwar gibt 
es Ausnahmen – einzelne ZugbegleiterInnen verweigern sich, 
erste Flüchtlingsgruppen wurden schon aus dem Zug gewor-
fen –, aber anderes Zugpersonal verhält sich ausgesprochen 
solidarisch. Ein typischer Dialog: Helferin: »Es sind etwa 60, in 
welchen Wagen dürfen sie?« ZugbegleiterIn: »Überall da, wo die 
Türen offen sind.« Zudem existiert ein Abkommen, nach dem 
die Deutsche Bahn Flüchtlingen Ersatztickets ausstellt, für die 
die Bundesregierung die Kosten übernimmt, aber die Entschei-
dung liegt letztlich beim Zugbegleiter. Die Flüchtlinge warten 
meist an der Mitte des Zuges und wenn das Okay kommt, muss 
es schnell gehen, mal heißt es dann in den letzten, mal in den 
ersten Wagen. Die Frauen klammern sich an ihre Männer, Kin-
der auf dem Arm oder fest an der Hand, zu groß ist die Angst, 
sich zu verlieren. Beim Einsteigen verabschieden sie sich, äl-
tere Frauen küssen die Helferinnen, shukraan, afwan, danke, 
gern. Man winkt und hofft, dass die weitere Flucht nicht zu 
beschwerlich wird. Wie lange dauert es bis Schweden? Die 
Helfenden wissen es nicht. Mit Ticket, Pass und Reservierung 
zehn Stunden. Aber das funktioniert bei den Wenigsten. Oft 
müssen sie am Zielbahnhof drei, vier Tage warten, in Kirchen 
übernachten, bis sie eine Fähre bekommen oder einen Zug, 
der sie zu ihrem endgültigen Ziel bringt.

Ein Unterstützer sagte neulich: Es ist am Hauptbahnhof wie 
in einem Ameisenhaufen, es wirkt total chaotisch, aber irgend-
wie funktioniert alles. Ja, aber wie lange noch? Viele kommen 
an die Grenzen ihrer Kräfte. Und der Krieg in Syrien geht in 
eine weitere Stufe. Im Jemen tobt ein Bürgerkrieg, über den die 
Presse kaum berichtet, die ersten Menschen aus dem Jemen 
sind bereits am Hauptbahnhof angekommen. An der serbisch-
mazedonischen Grenze spielt sich ein furchtbares Flüchtlings-
drama ab, die Hilferufe der dort Helfenden erreichen uns die-
ser Tage, die Flüchtlinge werden in unseren Winter kommen.

Diskussionen über alle politischen Einschätzungen hinweg 
betreffen das Unverständnis, dass EU-Staaten wie Polen und 
Ungarn erklären, sie würden nur Christen aufnehmen. Und 
dass Flüchtlingsarbeit zu Ende gedacht bedeutet, die Ursa-
chen für Flucht zu bekämpfen, Ursachen, für die unsere Regie-
rungen Mitverantwortung tragen. Krieg, Hunger, Not.Fl
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Flüchtlingsunterbringung: Überblick verloren? 
Von Joachim Bischoff

Die Zahl der Flüchtlinge ist im September in Hamburg weiter 
deutlich angestiegen. Insgesamt suchten im vergangenen Mo-
nat in der Hansestadt 10.100 Menschen Schutz. Seit Jahresbe-
ginn bis Ende September 2015 verzeichnete das Einwohner-
Zentralamt damit 35.021 neue Flüchtlinge (Vorjahreszeitraum: 
8.774). Nach den bisherigen Regelungen bleibt nur ein Teil 
dieser Menschen für längere Zeit in Hamburg. Die Zahl der in 
der Hansestadt länger bleibenden Flüchtlinge stieg seit Jah-
resbeginn bis Ende September auf 13.179. Von diesen müssen 
12.111 den amtlichen Angaben zufolge von der Stadt unterge-
bracht werden (Vorjahreszeitraum: 4.429). Da in den zurück-
liegenden Monaten die Angebote bei öffentlicher Unterbrin-
gung eher restriktiv entwickelt wurden, muss der Stadtstaat 
bei der Unterbringung von Flüchtlingen auch auf Container 
und Zelte zurückgreifen. Aktuell sind ca. über 3.000 Zufl ucht-
suchende in Zelten einquartiert. Alle Zelte mit insgesamt gut 
4.100 Plätzen seien inzwischen beheizbar, teilte die Behörde 
mit. Viele dieser Zelte seien allerdings nicht wirklich für den 
Winter geeignet. Sie sollen in den nächsten Wochen ausge-
tauscht werden – vor allem gegen Holzbauten. 

Um die weiter steigenden Flüchtlingszahlen zu bewältigen, 
hat Hamburg in den letzten Wochen und Monaten viel Geld in 
die Hand genommen. Allein im September gab der Senat für 
sechs Standorte fast 50 Mio. Euro aus. Teuerste Anschaffung 
war die Zentrale Erstaufnahme am Bargkoppelstieg. Die Flä-
che kostete 12,75 Mio. Euro, auf dem ehemaligen Globetrot-
ter-Gelände entstanden 1.500 Schlafplätze in einem festen Ge-
bäude und in Wohncontainern.

Das Wichtigste sei es im Moment, Obdachlosigkeit zu ver-
meiden, meint Bürgermeister Scholz. »Wir werden vielen 
vieles abverlangen. Auch den Flüchtlingen. Sie werden sich 
darauf einstellen müssen, noch längere Zeit in den großen 
Massenunterkünften zu bleiben.« Und nicht nur das: 4.100 

Plätze in der Zentralen Erstaufnahme sind in Zelten angesie-
delt. »Es wird mit Hochdruck daran gearbeitet, diese Plätze zu 
ersetzen oder winterfest zu machen«, verspricht Scholz. Das 
heißt im Klartext: Aus dem Abbau aller Zeltunterkünfte bis 
zum Winter wird wohl nichts. Ein Teil der Menschen wird in 
Zelten den Winter verbringen müssen.

Nach etlichen Monaten der Improvisation hat auch die 
Hamburger Regierungskoalition begriffen, dass eine behör-
denübergreifende Koordination unverzichtbar ist. Ziel ist es, 
eine leistungsfähige Struktur in der Administration zu schaf-
fen und diese weiterzuentwickeln, welche die notwendigen 
Kapazitäten in der erforderlichen Geschwindigkeit bereit-
stellt. Darüber hinaus soll die Koordination der weiteren mit 
der Integration der Flüchtlinge zusammenhängenden Themen 
– wie Bildung, Arbeit, Wohnen und Gesundheitsversorgung –
mit einbezogen werden. Man kann nur hoffen, dass auch der
Kooperation mit den Organisationen und Kräften der Zivilge-
sellschaft entsprechendes Gewicht eingeräumt wird.

Die Herausforderung besteht seit dem Frühjahr darin, 
die Aufgaben im Bereich der Flüchtlingsunterbringung und 
-betreuung an die sich ständig verändernde Situation anzu-
passen. In jedem Monat dieses Jahres kamen mehr Schutz-
suchende nach Hamburg als im Vormonat. Das hat alle Pla-
nungen über den Haufen geworfen. Noch 2011 gab es in der
Erstaufnahme nur 400 Plätze. Jetzt stehen dafür rund 16.800
Plätze an 26 Standorten zur Verfügung, davon allerdings
4.100 in Zelten. Hinzu kommen noch einmal 14.700 Plätze in
öffentlich-rechtlicher Unterbringung, von denen derzeit rund
2.650 von Wohnungslosen genutzt werden. Das sind über
30.000 Plätze (Ende 2014: 13.000) in der Erstaufnahme und
der Folgeunterbringung.

Damit hat es in den letzten Monaten eine dramatische Ver-
schiebung im Verhältnis von Erstaufnahme- und Folgeun-
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wieder vertröstet werden. Hieß es noch im Koalitionsvertrag 
2015, die neue U5 solle möglichst in Bramfeld und Osdorfer 
Born zeitgleich geplant und gebaut werden, wird nun der Os-
dorfer Born wieder ausgeklammert. Hier wird voraussicht-
lich Anfang 2016 erst über eine Machbarkeitsuntersuchung 
entschieden. Doch auch dieser vage Termin steht schon wie-
der infrage. Denn der Senat hat in seiner Pressemitteilung 
vom 29. September 2015 mit dem Titel »U-Bahn-Erweiterungs-
pläne konkretisieren sich« im letzten Absatz mitgeteilt: »Die 
genannten Termine stehen unter dem Vorbehalt optimaler 
Planungs-, Genehmigungs- und Bauabläufe. Sie sind auch da-
von abhängig, in welchem Umfang Planungskapazitäten für 
die Olympischen Spiele benötigt werden.« Eine Beschleuni-
gung der Schienenanbindung für den Osdorfer Born kann nur 
stattfi nden, wenn nicht anderen Vorhaben immer wieder Vor-
rang eingeräumt wird. In diesem Fall ist es die angeblich so 
wichtige Bewerbung für Olympia. Mal abgesehen davon, dass 
es viele Gründe gibt, die Bewerbung Hamburgs abzulehnen, 

Stadtentwicklung unter dem Regime des IOC
Von Michael Rothschuh

für die OsdorferInnen gibt es einen zusätzlichen Grund. Be-
kommt Hamburg den Zuschlag für die Olympischen Spiele, 
wird es mit der U-Bahn noch länger dauern. 

Für den Fahrradverkehr
gibt es immerhin eine positive Meldung, bei der ich sogar mal 
den Senat loben muss. Für die neugeschaffene Stelle der Rad-
verkehrskoordinatorin wurde die Radverkehrsexpertin und 
frühere Vorsitzende des ADFC Hamburg, Kerstin Pfaue, aus-
gewählt. Ganz ohne Parteibuch, dafür aber mit viel Verwal-
tungs- und Behördenerfahrung wurde hier eine Spitzenposi-
tion mit einer Fachfrau besetzt.

Damit hat es sich aber auch schon mit dem Lob des Senats. 
Eine wirkliche Förderung des Radverkehrs würde offensiver 
sein: viel mehr Radstreifen auf die Straße, Tempo 30 auf den 
Straßen als Regelgeschwindigkeit, Abschaffung der Bettelam-
peln – doch den Konfl ikt mit der Autolobby scheut auch der 
rot-grüne Senat. 

 

Wenn dieser BürgerInnenbrief erscheint, sind es nur noch gut 
fünf Wochen bis zum Olympia-Referendum am 29. November 
2015. Deshalb gibt es im Folgenden zwei Beiträge zum Thema: 
einen Artikel von Michael Rothschuh, Aktivist im NOlympia-
Bündnis, zum Vertragsgebaren des IOC und der Unterwer-
fung der Stadt Hamburg sowie einen von Heike Sudmann zu 
erfreulichen Entwicklungen. 

Rechtzeitig zum Abgabetermin am 15. September hat der Erste 
Bürgermeister die Bewerbung für die Ausrichtung der Olym-
pischen Spiele in Hamburg 2024 unterzeichnet. Man wolle 
sein Bestes tun für eine Organisation der Spiele auf höchstem 
Standard unter der Führung des Internationalen Olympischen 
Komitees (IOC). Man sei gut vorbereitet und akzeptiere den 
vom IOC vorgegebenen Bewerbungsprozess. In der Tat hatte 
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Hamburg bereits im April einen mit 2.987.562,00 Euro vergü-
teten Vertrag mit Albert Speer u.a. geschlossen, der vor allem 
die Erstellung des Mini Bid Books zum Herbst 2015 vorsah. 

»Wer bei mir Führung bestellt, bekommt sie auch«, hat Olaf 
Scholz seiner Partei und Koalition ins Stammbuch geschrie-
ben. Nun zeigt das IOC schon einen Tag nach der Abgabefrist, 
was es unter Führung versteht: Es stellt den Bewerbungspro-
zess komplett um: Das berühmte Mini Bid Book und das Maxi 
Bid Book gibt es nicht mehr, auch keine Selektion von Kandi-
daten aus den Bewerbern im Frühjahr 2016, mit der bisher der 
Termin des Referendums begründet wurde. In der Regel bleibt 
eine Stadt, die sich beworben hat, Kandidatin bis zur Entschei-
dung durch das IOC im September 2017. 

Grund für die Umstellung war, dass für die Winterspiele 
2022 nach der Absage von Oslo und München nur noch zwei 
Kandidaten, nämlich Peking und Almaty, übrig blieben. Das 
IOC hat eine starke Stellung gegenüber den möglichen Gastge-
berstädten, solange zwischen ihnen ein »Wettlauf« inszeniert 
werden kann, bei dem sich die erwählte Stadt als Sieger fühlt. 
Bliebe nur ein möglicher Kunde, müsste der IOC um diesen 
werben und einen Vertrag aushandeln, statt ihn zu diktieren.

1. »Die letzte Autorität liegt bei dem IOC« – 
das Vertragspaket
Veröffentlicht wurde nicht etwa der endgültige Host City Ver-
trag für 2024, sondern »Prinzipien« eines solchen Vertrags, für 
die bereits ein Update angekündigt ist.

Olympic Charter mit seit August 2015 geltenden 
Änderungen: 110 Seiten

Sept. 
2015 
bis Sept. 
2017

Candidature Process 
Olympic Games 2024: 
52 Seiten

Candidature Question-
naire Olympic Games 
2024: 137 Seiten

Sept. 
2017 bis 
2024

Host City Contract-
Principles (HCC): 
41 Seiten

Host City Contract Opera-
tional Requirements:
275 Seiten

Hinzu kommen der IOC-Code of Ethics und eine Vielzahl von 
»Olympic Games Guides«, die nicht auf den Internetseiten des 
IOC zu fi nden sind. Diese treten offenbar an die Stelle der 
»Technical Manuals« der bisherigen Verträge. Viel kürzer und 
übersichtlicher werden die Texte also nicht, aus denen man 
sich die geltenden Regeln erarbeiten muss. Rechtlich verbind-
lich sind zudem nur die englischen oder französischen Text-
fassungen. Die Olympische Charta ist eine Art Grundgesetz 
des IOC. Es geht in 61 Rules und einer Unzahl von Bylaws, die 
schnell verändert werden können, um die Institutionen wie das 
IOC, die Internationalen Sportverbände (IF) und die Nationalen 
Olympischen Komitees (NOK), dessen Rolle in Deutschland 
der Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) übernommen 
hat. Weitere Kapitel betreffen die Prinzipien der Olympischen 
Bewegung, die Durchführung der Olympischen Spiele sowie 
Sanktionen und Konfl iktlösungsmöglichkeiten. Im Zentrum 
steht die Sicherung der Monopolstellung des IOC, wie sie in 
Regel 58 ausgedrückt wird: »Die letzte Autorität zu allen Fra-
gen bezüglich der Olympischen Spiele liegt bei dem IOC.«

Der Gastgeberstadtvertrag (HCC) wird 2017 formal zwi-
schen dem IOC auf der einen Seite und der ausgewählten 
Stadt zusammen mit dem NOK des Gastgeberlandes auf der 
anderen geschlossen. Der Rechnungshof hat insbesondere 
angesichts der in der Charta Rule 36.1 – unverändert – enthal-
tenen gesamtschuldnerischen Haftung durch die Gastgeber-
seite gefordert: »Die mit Abgabe einer Bewerbung verbundene 
Verpfl ichtung der Gastgeberstadt, einen Vertrag mit dem IOC 
abzuschließen, darf nicht bedeuten, dass der Vertragsinhalt 
einseitig und unverhandelbar vom IOC vorgegeben wird.« Die 
Hamburger Verwaltung dagegen verteidigt das Diktat des IOC: 
»Um gleiche Bedingungen für die Bieter zu schaffen, sei der 
Vertragstext für alle Bewerberstädte gleich. Er sei nicht indivi-
duell verhandelbar, lasse aber bei der Konzeptgestaltung Frei-
raum.« (Hamburger Rechnungshof 2015, S. 36 und 42) 

Die zu dem HCC gehörenden Operational Requirements be-
ziehen sich auch auf die technische Durchführung der Olym-
pischen Spiele. Aber darüber hinaus geht es wie in der Olym-
pischen Charta und den Gastgeberverträgen wesentlich um 
die Absicherung (1) des IOC-Monopols auf die Durchführung 
sowie Namens-und Symbolrechte der Olympischen Spiele, (2) 
der Wirtschaftswerbung und der Privilegien der »TOP-Partner« 
wie Coca Cola, McDonald’s und Dow Chemical, sowie (3) der 
Fernsehrechte. Denn aus diesen Quellen vor allem fi nanziert 
das IOC sich selbst und auch den eigenen Anteil an den Spie-
len: 25% der 1,7 Mrd. Dollar, auf die das IOC seinen Beitrag 
für die Spiele nicht etwa garantiert, sondern lediglich schätzt, 
sollen aus der Werbung erwirtschaftet werden, 70% aus dem 
Bereich von Fernsehen und Rundfunk. Damit sind auch die 
Gastgeberstädte ökonomisch an die wirtschaftlichen IOC-In-
teressen gekoppelt.

2. Der Host City Vertrag wirkt schon jetzt.
Bevor HCC und die Operational Requirements ab September 
2017 in Kraft treten können, gelten seit der Bewerbung am 
15. September der Candidature Process für die Olympischen 
Spiele sowie ein Questionnaire mit konkreten Terminen und 
Aufgaben für die Kandidatenstädte (siehe die Tabelle auf der 
folgenden Seite).

Bereits vor dem Referendum, bis zum 16. Oktober 2015, 
soll der Bürgermeister, gleichzeitig mit der Überweisung von 
50.000 $ Bearbeitungsgebühren, erklären, dass Hamburg »in 
allen Aspekten alle Regeln der Olympischen Charta sowie alle 
anderen Regelungen, Anweisungen und Bedingungen einhält, 
die vom IOC Vorstand aufgestellt werden«. Zudem soll jeder 
Disput, der im Zusammenhang mit der Kandidatur auftritt, un-
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ter Ausschluss jedes anderen Gerichts endgültig vom »Court 
of Arbitration for Sport« in Lausanne entschieden und aus-
schließlich Schweizer Recht angewendet werden.

Im Juni und Dezember 2016 kann eine Bewerberstadt nach 
einem Evaluationsbericht ausgeschlossen werden mit dem 
freundlichen Hinweis: »Bewerben Sie sich gerne in vier Jah-
ren wieder«. Hamburg kann dies z.B. dann passieren, wenn es 
die Umgestaltung des Hafengebiets in ein Olympiagelände mit 
einem neuen Stadtteil in der Zeit von September 2017 bis zum 
Sommer 2024 nicht glaubhaft garantieren kann.

Nach der dritten Phase erfolgt im September 2017 die Ent-
scheidung des IOC über die Stadt, die 2024 Schauplatz der 
Spiele sein soll, soweit es dann noch mehrere Bewerber gibt. 

Die Inhalte der drei Berichte, die die Gastgeberseite vorzu-
legen hat, werden in dem umfangreichen Questionnaire auf-
geführt, der auf die Umsetzung des HCC und dessen Require-
ments ausgerichtet ist. 

Es geht um die technische Durchführung und Infrastruk-
tur der Spiele selbst, aber auch um die wirtschaftliche Ent-
wicklung sowie um politische Rahmenbedingungen. So soll 
Hamburg beispielsweise bis zum Februar 2016 detaillierte 
Informationen zu einer möglichen substanziellen oder organi-
sierten Opposition gegen die Ausrichtung der Spiele und dem 
geplanten Umgang mit ihr geben. Und zum Februar 2017 wird 
gefragt, ob die Gesetze ggf. geändert werden könnten, um eine 
Sicherheitsoperation zu erreichen, die für die besonderen Um-

stände der Olympischen Spiele angemessen ist, sowie ob die 
Ressourcen der Streitkräfte dabei genutzt werden könnten. 

Von zentraler Bedeutung sind die Garantien, die die Gast-
geberseite abgibt und die verbindlicher Vertragsbestandteil 
werden, wenn die Stadt zur Host City erklärt wird. Verbindliche 
Garantien bedeuten, dass in der Regel Hamburg haften muss, 
wenn es sie nicht erfüllen kann. Der Rechnungshof verlangt 
in seiner »beratenden Äußerung« zu den Spielen, dass es bei 
der Abgabe von Garantien eine der fi nanziellen Höhe nach be-
stimmte Ermächtigung durch die Bürgerschaft geben muss. 

Garantien werden generell zur Unterstützung der Olym-
pischen Spiele durch alle Behörden gefordert sowie sehr de-
tailliert zum rechtzeitigen und vollständigen Bau der Spielstät-
ten und des Olympischen Dorfes, damit die Spiele wie geplant 
stattfi nden können. Drei Themen stehen bei den weiteren Ga-
rantien im Vordergrund: 

(1) Finanzen – wer zahlt was und haftet? Wie können Steu-
ergesetze so gefasst oder angewendet werden, dass die IOC-
Vertreter faktisch steuerfrei bleiben?

(2) Marketing – wie werden insbesondere die Partner des 
IOC bei ihren Werbungsmöglichkeiten begünstigt? Hamburg 
soll z.B. garantieren, dass es bedingungslos an den Marketing-
Programmen mit den TOP-Partnern wie Coca Cola, McDonald’s 
und dem Chemiekonzern DOW teilnimmt. Eine denkbare Ein-
schränkung von Werbung wegen Gesundheitsbeeinträchti-
gung durch die EU oder die Hamburger Schulbehörde wären 
so nicht zulässig.

(3) Recht – wie werden die Planungen und das Recht in Ein-
klang gebracht? Das kann dadurch geschehen, dass beispiels-
weise, wie ausdrücklich erwähnt wird, nicht in Naturschutz-
gebieten gebaut wird, möglich ist aber auch, dass das Recht 
an die Planungen angepasst wird, wie z.B. durch besondere 
Ausnahmeregelungen, Baurechtsvorschriften, Rechtswege- 
oder Fristverkürzungen.

3. Olympische Spiele und die Souveränität Hamburgs
Der Stadtsoziologe Walter Siebel hat untersucht, welche Wir-
kung Ereignisse wie eine Internationale Bauausstellung oder 
Olympische Spiele auf die Stadtpolitik haben können. Drei Kri-
terien sind für ihn entscheidend:
■ Welchen Nutzen haben die Ereignisse bei gleichzeitigem 

Vergleich mit den Kosten?
■ Wie verändern die großen Ereignisse die Prioritäten in der 

Stadtentwicklung?
■ Wie weit haben die Städte selbst die Möglichkeit, die Ziele 

und Inhalte zu bestimmen? 
Dies ist die Frage nach der Souveränität.

Die Position des Hamburger Senats ist: Kommt Olympia, 
dann wird der Hafen verlagert und es gibt einen neuen Stadt-
teil auf dem Kleinen Grasbrook – kommt Olympia nicht, bleibt 
das Gebiet Hafen. Damit macht Hamburg sich selbst abhän-
gig vom IOC. Es gibt keine stadtpolitische Diskussion über 
die Hafen- und Stadtentwicklung, sondern eine Entscheidung 
für oder gegen die Spiele. In dem Prozess, der durch die vom 
IOC vorgegebenen Verträge bestimmt ist, wird lyrisch die 
vermeintlich segensreiche Wirkung auf die Stadtentwicklung 

IOC-Stufen Hamburg und der IOC
Stufe 1 
(Sept. 2015 bis 
Juni 2016)
Vision, Konzept 
der Spiele, 
Strategie

15.9.2015: Bewerbung 

16.10.2015: Unterschrift unter Kandidaturpro-
zess und Bedingungen;
50.000 $ Gebühren an den IOC für Stufe 1
6.1.2016: Sicherung der Marke 
»Hamburg 2024«
17.2.2016: Abgabe Bericht Teil 1 
mit 7 Garantien 
IOC-Evaluations-Kommission analysiert 
Dokumente

Stufe 2 
(Juni bis Dez. 
2016)
Steuerung, Recht 
und Finanzierung 
der Spielstätten 

IOC bestätigt Übergang in Stufe 2 
oder lehnt sie ab. 
Juli 2016: 50.000 $ Gebühren für Stufe 2 

7.10.2016: Abgabe Bericht Teil 2 mit 37 
Garantien, u.a. zu den Themen Recht, Marke-
ting, Finanzen, Spielstätten, Olympisches Dorf, 
Transport
IOC-Evaluations-Kommission analysiert 
Dokumente 

Stufe 3 
(Dez. 2016 bis 
Sept. 2017) 
Auslieferung 
und Legacy der 
Spielstätten, 
Erfahrung der 
AthletInnen

IOC bestätigt Übergang in Stufe 3 oder lehnt 
sie ab 
Jan 2017: 150.000 $ Gebühren für Stufe 3 

3.2.2017: Abgabe Bericht Teil 3 mit 7 Garan-
tien 
Juli 2017: IOC-Evaluations-Kommission 
veröffentlicht Bericht

Sept. 2017 in 
Lima, Peru

IOC entscheidet über Ausrichterstadt
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beschworen, die konkreten Entscheidungen aber sind allein 
daran orientiert, ob eine Maßnahme zur Auswahl Hamburgs 
als Olympiastandort beiträgt oder nicht. 

Walter Siebel kommt zu dem Ergebnis: »Die geringsten 
Chancen für eine sinnvolle Entwicklung der Stadt eröffnen 
Ereignisse vom Typ Olympische Spiele. Das lokale Publikum 
liefert die Folklore, darüber hinaus spielt es kaum eine Rolle. 
Die Stadt wird zum bloßen Standort für ein Spektakel, das im 
Wesentlichen in den Medien stattfi ndet, wo der Austragungs-
ort bestenfalls als Kulisse erscheint.«

Hamburg ist gerade dabei, seinen Schlüssel für die Stadt-
entwicklung an den IOC abzugeben. 

Dokumente
Host City Election Procedure:  www.olympic.org/host-city-

elections/documents-reports-studies-publications
Gastgebervertrag Olympische und Paralympische Spiele 

– deutsche Übersetzung IOC, 2015, (im Transparenzportal 
Hamburg) 

IOC, Olympic Charter, Fassung gültig ab 2.8.2015: www.olym-
pic.org/Documents/olympic_charter_en.pdf 

IOC: Code of Ethics 2015, www.olympic.org/Documents/
Commissions_PDFfi les/Ethics/code-ethique-2015-en.pdf 

IOC, 2015: Implementing Provisions of the IOC Code of Ethics, 
Rules of Conduct for the Olympic Games 2024 Bid Pro-
cess, www.olympic.org/Documents/Commissions_PDF-
fi les/Ethics/Code_ethics_Rules_Conduct_Cities_2024_
20042015.pdf 

IOC, 2012: 2020 Candidature Procedere and Questionnaire, 
www.olympic.org/Documents/Host_city_elections/FI-
NAL-2020-CPQ-May-2012x.pdf 

Gesetz zum Schutz des olympischen Emblems und der olym-
pischen Bezeichnungen, 2004 (Olympiaschutzgesetz): 
www.gesetze-im-internet.de/bundesrecht/olympschg/ge-
samt.pdf

Werkvertrag zwischen FHH und ARGE 2024 (Albert Speer 
u.a.), Akte 380.37-25-4 (im Transparenzportal)

Siebel, Walter, 2010: Stadtpolitik mittels großer Ereignisse, in: 
Zeitschrift für Regionalwirtschaft 1/2010, S. 99-107, www.
nordlb.de/fi leadmin/redaktion/analysen_prognosen/re-
giopol/RegioPol_1-2010.pdf , S. 104f

Rechnungshof Freie und Hansestadt Hamburg, 2015: Olym-
pische und Paralympische Spiele in Hamburg – Vereinbar-
keit mit einer nachhaltigen Finanzwirtschaft, September, 
www.hamburg.de/contentblob/4595948/data/beraten-
deaeusserung-2015-olympia.pdf

Olympia 2024 in Hamburg – der Lack blättert ab
Von Heike Sudmann

Langsam, aber sicher verändern sich die Berichte und die 
Wahrnehmungen zur Bewerbung Hamburgs für die Olym-
pischen Spiele 2024. Bis zum vergangenen Sommer gab es 
fast nur positive Berichte, um nicht zu sagen Lobeshym-
nen auf die vermeintlich positiven Wirkungen von Olym-
pia auf die Stadt Hamburg. GegnerInnen von Olympia hat-

ten es schwer, in den Medien ihren Niederschlag zu fi nden. 
Spätestens seit der Entwurf einer Stellungnahme des Rech-
nungshofs bekannt wurde, wendet sich das Blatt. Die ober-
sten Hüter des Haushalts der Stadt hatten auf die Risiken der 
Olympischen Spiele hingewiesen, die sich u.a. aus dem Ver-
tragswerk des IOC ergeben. In der am 8. September 2015 of-
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fi ziell herausgegebenen Fassung der Stellungnahme heißt es 
auf S. 35: »Die sich hieraus ergebende, nahezu vollständige 
Verlagerung aller Risiken, insbesondere auch der Haftungsri-
siken, auf eine Gastgeberstadt führt zu einer deutlichen Un-
ausgewogenheit von Leistung und Gegenleistung. Diese wird 
dadurch verstärkt, dass eine Gastgeberstadt nach der bishe-
rigen Vertragsgestaltung des IOC Planungsrisiken und Ein-
fl ussnahmen ausgesetzt ist, die dazu führen können, dass es 
bei Infrastruktur- und Durchführungsmaßnahmen zu erheb-
lichen Kostensteigerungen kommt.« 

Rechnungshof hält an seiner Kritik fest
In der anschließenden politischen Debatte verwies die rot-
grüne Regierungskoalition gerne darauf, dass der Rechnungs-
hof die Risiken noch gar nicht beurteilen könne, da das IOC 
sich ja reformieren wolle und daher auch die Verträge an-
ders als bisher aussehen könnten. Tja, dumm gelaufen. Im 
September 2015 veröffentlichte das IOC den Vertragsentwurf 
für Olympia 2024. In der Sitzung des Sportausschusses er-
klärte der Rechnungshof auf meine Frage zu dem Vertrags-
werk: »Wir haben … eigentlich trotz der in der Tat hier und da 
weicheren Formulierung keine wesentlichen Abweichungen 
zu dem Vorgängermodell gefunden – wesentlich in dem 
Sinne, dass die Stadt sich also anschließend sehr viel besser 
stehen würde, wenn sie zu diesen Bedingungen abschließen 
dürfte und nicht zu denen, die jetzt etwas Peking akzeptie-
ren musste. Also da hat sich nicht viel geändert.« (Vgl. Wort-
protokoll der öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Sport 
und Olympia und sechs weiterer Ausschüsse vom 9.10.2015, 
S. 10/11) 

Olympia-Finanzreport wenig glaubwürdig
Es gibt ein erstes Zahlenwerk zu den Olympischen Spielen in 
Hamburg, wobei es sich hier um ein unvollendetes Werk han-
delt. Auf S. 8 des sogenannten Finanzreports heißt es näm-
lich, dass sich lediglich »ein guter Überblick über die Kosten-
positionen und die erwarteten Erlöse« biete und dass es »sich 
ausdrücklich um eine Annäherung handelt«. Selbst der Se-
nat hat sich bisher mit diesen Zahlen nicht befasst, vielmehr 
wurde der Finanzreport von der Senatskanzlei herausgege-
ben. König Olaf und seine Senatskanzlei haben es also nicht 
für nötig gehalten, sich die Zustimmung der SenatorInnen zu 
holen. Oder gibt es im Senat etwa Unstimmigkeiten und keine 
vorbehaltlose Zustimmung zum Olympia-Wahnsinn? 

Zustimmen sollen jetzt erstmal die BürgerInnen. Wer je-
doch geglaubt hat, er oder sie könne sich für eine Entschei-
dung beim Referendum auf belastbare Zahlen stützen, wird 
enttäuscht. Relevante Kostenfaktoren wie die Verlagerung 
der Hafenbetriebe vom Kleinen Grasbrook werden erst in 
den nächsten Monaten erarbeitet, auch das Mobilitätskonzept 
ist noch nicht fertig. Nicht berücksichtigt wurden z.B. 
■ die Risiken, wenn das IOC seine vertraglich gesicherten 

Rechte ausnutzt und z.B. weniger Geld aus seinen Einnah-
men aus den Übertragungsrechten an die Stadt abführt. 
Das IOC behält sich nämlich vor, den bisher genannten Be-
trag von 1 Mrd. € für die Gastgeberstadt zu reduzieren, 

»falls das IOC der Auffassung ist, dass es nicht die gesam-
ten Einnahmen erhalten hat, welche aus den im Zusam-
menhang mit den Spielen abgeschlossenen Broadcast 
Agreements erwartet wurden« (s. Nr. 9 d des Host City-Ver-
trages);

■ die an den HVV zu zahlenden Erstattungen für die kosten-
lose Nutzung des ÖPNV mit der Eintrittskarte (es geht im-
merhin um 6,3 Mio. Eintrittskarten und folglich auch um 
Millionenbeträge);

■ die Folgekosten z.B. für Unterhalt und Betrieb der neuen 
Sportstätten.

Bei meinen Fragen im Haushaltsausschuss zu den vielen Ri-
siken im Finanzreport kam schon fast gebetsmühlenhaft: 
»Frau Sudmann, Sie können natürlich immer die Risiken se-
hen und Angst vor Entscheidungen haben. Wir sehen die 
Chancen, wir wollen den Tiger reiten und wir bringen die 
Stadt voran.« Da kann frau immer wieder auf die Olympia-
Gastgeberstädte der letzten 50 Jahre verweisen, die es mit 
Kostensteigerungen von durchschnittlich 100% zu tun hatten. 
»Hamburg ist eine Kaufmannsstadt, wir können rechnen«; 
pfeift es dann aus dem dunklen Wald. Als hätte es keine El-
phi gegeben und als seien alle anderen Stadtregierungen zu 
doof. 

Nicht begeistert ist bisher auch der Bund, der nach jüngsten 
Aussagen keineswegs so viel zahlen will, wie der Senat vor-
sieht. Bei den bisher angesetzten Gesamtkosten von 11,2 Mrd. 
€ bricht mal eben mehr als die Hälfte der Finanzierung weg, 
das sieht nicht gut aus ...

Nicht belegen konnte der Senat im Haushaltsausschuss, 
wie er zu der Annahme kommt, dass die Olympischen Spiele 
einen positiven wirtschaftlichen Effekt auf die Stadt haben. 
Sollte es daran liegen, dass es keine Studien hierzu gibt? In 
dem am 13. Oktober 2015 veröffentlichten Papier Hambur-
ger WissenschaftlerInnen aus Arbeitsbereichen wie Stadtpla-
nung, Bauen, Soziales, Wirtschaft, Geographie, Umwelt und 
Kriminologie (www.olympiakritik-aus-der-wissenschaft.de) 
ist unter der Überschrift »Olympische Spiele sind ein unkal-
kulierbares fi nanzielles Risiko« zu lesen: 

Positionspapier Hamburger WissenschaftlerInnen 
zerpfl ückt die Senatspläne
»Olympische Spiele sind das fi nanziell riskanteste Großpro-
jekt für Städte überhaupt. Es gibt keine konkreten Zahlen, 
die langfristig positive Effekte für Veranstaltungsorte bele-
gen. Studien anderer Olympiastädte zeigen, dass erhoffte Zu-
satzeinnahmen für den Tourismus im Jahr der Spiele durch 
Verlagerungseffekte ausbleiben. Im Hinblick auf den Arbeits-
markt werden die zusätzlichen Beschäftigungsbedarfe fast 
ausschließlich durch befristete Niedriglohnjobs gedeckt.«

Die WissenschaftlerInnen kritisieren die fehlende unab-
hängige Überprüfung der Szenarien, bewerten das Beteili-
gungsverfahren als weder ausgewogen noch ergebnisoffen, 
sehen die Gefährdung einer sozial gerechten Stadtentwick-
lung und zu erwartende Einschränkung von BürgerInnen-
rechten. Sie appellieren an Senat und Bürgerschaft, zu den 
genannten Risiken Stellung zu beziehen und damit den Ham-
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Kulturtipp: 900 Tage Blockade von Leningrad

Vom 8. September 1941 bis zum 27. Januar 1944 währte die 
Blockade Leningrads durch die faschistische deutsche Wehr-
macht und fi nnische Truppen. Mehr als eine Million Bewoh-
nerInnen der Stadt fanden dadurch den Tod, die allermeisten 
Opfer verhungerten im Gefolge einer brutalen Kriegsführung, 
die Leningrad, die Stadt der Sowjets, ausradieren wollte und 
bewusst den Tod Hunderttausender Zivilisten einkalkulierte. 

Dieses in der Menschheitsgeschichte beispiellose Verbre-
chen ist Anlass für eine Ausstellung, die noch bis zum 15. 
November im Kunstverein Hamburg (Klosterwall 23) zu se-
hen ist. Junge KünstlerInnen aus St. Petersburg, Moskau und 
Hamburg (der Partnerstadt von St. Petersburg) präsentieren 
Ideen und Entwürfe für mögliche öffentliche Formen der Aus-
einandersetzung mit der Blockade Leningrads. 2014 hatte es 
bereits einen Workshop in St. Petersburg gegeben, um sich 
mit den damaligen Ereignissen zu beschäftigen, Gedenkstät-
ten aufzusuchen und mit Überlebenden zu sprechen. Dies war 
der Ausgangsimpuls für Überlegungen, mit verschiedenen 
Projekten von Kunst im öffentlichen Raum des Schreckens 
und der Brutalität zu gedenken, sowohl in St. Petersburg als 
auch in Hamburg. Die Ausstellung trägt den Titel »900 & etwa 

26.000 Tage« und verweist einerseits auf die Dauer der Blo-
ckade und andererseits auf die Zeit, die seitdem verstrichen 
ist. In Russland gilt die Blockade als eines der größten Verbre-
chen innerhalb der Weltkriegsgeschehnisse, in Deutschland 
dagegen ist sie nahezu vollständig aus dem öffentlichen Be-
wusstsein verschwunden.

Begleitend zur Ausstellung gibt es eine kleine Filmreihe 
im Kommunalen Kino Metropolis (Kleine Theaterstraße 10). 
Es stehen noch zwei Aufführungen an. Am Montag, den 26. 
Oktober, wird um 19.00 Uhr der Film »Blokada« (Russland 
2005/2006) gezeigt; im Anschluss gibt es ein Gespräch von 
Thomas Tode mit dem Regisseur Sergei Losniza. Am Donners-
tag, den 12. November, wird ebenfalls um 19.00 Uhr Thomas 
Kufus’ Film »Blockade (Deutschland 1992) präsentiert.

Veranstalter dieses Kooperationsprojekts sind das Goethe-
Institut Moskau/St. Petersburg, die Rodschenko Art School 
Moskau, ProArte, St. Petersburg, die Hochschule für Bil-
dende Künste, die Forschungsstelle für Zeitgeschichte und 
die Landeszentrale für politische Bildung. Weitere Informa-
tionen gibt es unter www.kunstverein.de und www.goethe.
de/ins/ru/mos. 

Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Bürger Innenbrief per E-Mail beziehen 
oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder christiane.schneider@
linksfraktion-hamburg.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Lilien str. 15, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Christiane Schneider MdHB, Borgfelder Str. 83, 20537 Hamburg/Abgeordnetenbüro Lilien-
str. 15, 20095 Hamburg.
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